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D
ie Schwierigkeit, den 
persönlichen Energie-
bedarf in ausreichen-
dem Maße finanziell 
decken zu können, oder 

gar wegen überproportionaler Aus-
gaben für Heizung, Strom und Mo-
bilität hilfsbedürftig zu werden, ist 
kein Phänomen, welches sich nur 
auf die Gegenwart bezieht. Ganz 
im Gegenteil. Auch in Deutsch-
land kennen Bevölkerungsgrup-
pen, die über ein geringes Haus-
haltseinkommen verfügen, diese 
Form von „Energiearmut“ seit lan-
gem zu Genüge. 

Seit Beginn des russischen Krie-
ges gegen die Ukraine hat sich die 
Lage für viele Betroffene weiter zu-
gespitzt, die Energiepreise haben 
sich seit Februar nochmals im-
mens verteuert. Zudem sind auch 
alle anderen relevanten Kosten 
zum Leben exorbitant angestiegen. 
So kann man in den Supermärkten 
inzwischen quasi von Einkauf zu 
Einkauf zusehen, wie die Preise bei 
ganz profanen Waren steil nach 
oben gehen. Wohnen, essen und 
trinken – eben einfach nur leben: 
Inzwischen ist für viele Menschen 
selbst ein solch gewöhnlicher All-
tag ohne jede Extravaganz kaum 
mehr zu bezahlen. 

Um angesichts der augenblickli-
chen Entwicklung die Ärmeren in 
der Gesellschaft gezielt zu entlas-
ten, bedarf es nun auf die Lebenssi-
tuation dieser betroffenen Men-
schen passgenau zugeschnittener 
Lösungen – im Folgenden ein paar 
konkrete Vorschläge: Bereits er-

folgreich praktiziert wird beispiels-
weise bei den Wohlfahrtsverbän-
den der „Stromspar-Check“, der an 
Hilfsleistungen beziehende Sozial-
pass-Inhaber gerichtet ist und vom 
Bundeswirtschaftsministerium ge-
fördert wird. Hier kann man ein-
deutig sehen, dass durch Vorschlä-
ge zu einem energiesparenden Ver-
halten und durch kleine, aber effi-
ziente Maßnahmen wie Einsetzen 
moderner LED-Leuchtmittel, Ab-
schalten von Stand-by-Geräten, 
Vermitteln von Verhaltensregeln 
wie dem Herunterdrehen der Heiz-
körper zum Lüften u. ä. viel Positi-
ves erreicht wird, zumal es für die 
Betroffenen einen in Form von 
Einsparungen unmittelbar mess-
baren Erfolg gibt. Diese Energie-Be-
ratung sollte also möglichst vielen 
Menschen angeboten werden.  

Doch den Betroffenen muss da-
rüber hinaus durch flankierende 
Maßnahmen geholfen werden, da-
mit sich ihre prekäre wirtschaftli-
che Lage wirklich entspannen 
kann. Menschen mit wenig Rück-

lagen bewohnen in der Regel vor 
allem Wohnungen mit schlechter 
Isolierung und unmoderner Heiz- 
und Warmwassertechnik. Gesetz-
geberische Maßnahmen im Ge-
bäudesektor wie etwa das Verbot 
fossiler Heizungen im Neubau, vor 
allem aber eine Erhöhung der Sa-
nierungsquote, ohne dass diese 
Kosten gleich in Form von allzu 
hohen Mietpreissteigerungen wei-
tergegeben werden, würden den 
Mietern mit geringen finanziellen 
Rücklagen unmittelbar und nach-
haltig helfen. Auch durch kluge 
Nachbesserungen beim Regelbe-
darf könnte die Lebenssituation 
von Menschen in prekärer Lage 
verbessert werden. Der Anteil für 
Stromkosten im Regelbedarf sollte 
sich mehr am tatsächlichen Ver-
brauch der Grundsicherungsemp-
fänger orientieren und die Preis-
steigerungen zeitnaher berück-
sichtigen. Ein kostenloses ÖPNV-
Ticket für alle Bürger mit geringem 
Einkommen wäre ein weiterer zu 
bedenkender Vorschlag. 

Wir könnten also in dieser recht 
angespannten Situation mit über-
legtem politischen Agieren die All-
tagssituation vieler Menschen, die 
nicht wohlsituiert leben können, 
spürbar verbessern. Zugleich wä-
ren diese Lenkungsmaßnahmen 
auch ökologisch ein Schritt in die 
richtige Richtung. Die damit ver-
bundenen Investitionen in den So-
zialtransfer würden sich also auch 
als Investitionen in unsere Zu-
kunftssicherung gesamtgesell-
schaftlich bezahlt machen. 
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geht der Frage nach, wie die Ärmeren der Gesellschaft angesichts steigender Energiekosten 
und hoher Inflation nachhaltig entlastet werden können.

Dr. Markus Juch

Kriegsfolgen erhöhen Armutsrisiko

Auch mit anderthalb Jahren 
zeitlichem Abstand: Diese 
Geschichte bleibt unfass-

bar. Hätte sie ein Drehbuchautor 
zu Papier gebracht, hätte man ge-
sagt: Klar, Fiktion! Ein abgewähl-
ter, aber noch amtierender Präsi-
dent, der seine Anhänger zum 
Staatsstreich und zum Sturm des 
Parlaments aufruft, statt alles zu 
tun, um Sicherheit und Ordnung 
wiederherzustellen. Was der U-
Ausschuss in Washington an Er-
kenntnissen vorgestellt hat, ist 
und bleibt unglaublich. Doch es 
ist bittere Realität.  

Zu befürchten ist, dass Trump 
dennoch die Chance bekommt, 
erneut ins Weiße Haus einzuzie-
hen. Seine Republikanische Par-
tei hat sich ihm voll ausgeliefert. 
Ein erschreckend großer Teil der 
Amerikaner glaubt, ihnen und 
Trump sei großes Unrecht ge-
schehen, Joe Biden sei nicht der 
legitime Präsident. Und Trump 
glorifiziert den Umsturzversuch 
als „größte Bewegung in der Ge-
schichte der USA“.

Torsten Henke 
zu Trump

Unfassbares 
Vorgehen

Das sozialdemokratische 
Jahrzehnt hatte die vom 
Machtwechsel im Bund 

und an sich selbst berauschte 
SPD ausgerufen. Doch es sieht so 
aus, als komme es anders. Kanz-
ler Olaf Scholz und seine SPD 
sind in den Umfragen im Sink-
flug, die Partei ist wieder unter 
die 20 Prozent gerutscht, wäh-
rend die Grünen auf den zweiten 
Platz hinter der Union geklettert 
sind. Es sind ihre Minister Anna-
lena Baerbock und Robert Ha-
beck, die die Ampel-Regierung 
tragen und das Gegenmodell 
zum „Scholzomaten“ bilden. 

Auf Landesebene hat Schwarz-
Grün nun endgültig den Exoten-
Status verloren. Nach gemeinsa-
men Koalitionen in Hessen und 
Baden-Württemberg werden bei-
de Parteien demnächst wohl 
auch in Schleswig-Holstein und 
Nordrhein-Westfalen miteinan-
der koalieren. Es ist jedoch eine 
politische Konstellation, die den 
Partnern große Flexibilität und 
Realismus abverlangt.

Marcus Sauer 
zu Nordrhein-Westfalen

Schwarz-Grün ist 
die Hoffnung

Dr. Christoph Quarch sagt, „wir 
müssen die Ukraine so bewaffnen, 
dass schnell ein militärisches Patt 
erreicht wird“. Wie stellt er sich 
das vor? Der russische Präsident 
Wladimir Putin kann sich keine 
Niederlage leisten und auch kein 
Patt, denn dann weiß er, dass alles 
versucht werden wird, ihn doch 
noch zu besiegen. Ein Patt hat den 
dritten Weltkrieg, einen Atom-
krieg, zur Folge. 

Der Ukraine-Konflikt ist ein Wirt-
schaftskrieg, der die vergangenen 

20 Jahre aufgeschaukelt wurde. Es 
geht auch darum, Deutschland 
wirtschaftlich zu schaden. Das ha-
ben wir jetzt auch schon. Dieser 
Konflikt ist nur am Verhandlungs-
tisch zu lösen. Und hier ist es wich-
tig, dass der Westen Putin ernst 
nimmt und ihn nicht „verarscht“. 
Es wurde schon zu ihm gesagt, will-
kommen in der Nato unter dem 
Oberbefehl der Amerikaner. Wie 
würde Herr Quarch sich denn an 
Putins Stelle fühlen? 

Die Amerikaner sind die größte 
Militärmacht. Sie müssen mit Russ-
land und China fair umgehen und 
dürfen keine Konflikte schüren. 
Volksabstimmungen in den Pro-
vinzen machen Sinn. Wollt ihr eher 
zu Russland oder nicht? Wenn Herr 
Quarch von Autarkie und Pazifis-
mus redet, dann ist das, was er for-
dert, schon sehr aggressiv. Wir ha-
ben nur diese eine Welt. Wir müs-

sen mit allen Völkern auf der Welt 
in Liebe, Frieden und Freiheit zu-
sammenleben. Das geht am besten 
durch beste Wirtschaftsbeziehun-
gen, soziale Projekte, Kultur. 

Die deutsch-französische 
Freundschaft ist etwas Schönes. 
Unsere Diplomatie muss bei ande-
ren Ländern etwas Ähnliches errei-
chen. Wenn Frau Baerbock sagt, wir 
können nicht neutral sein, dann sa-
ge ich, wir müssen neutral sein. Ein 
neutrales Deutschland ist Garant 
für Frieden und Freiheit. In der 
Ukraine leben viele Menschen. In 
Russland leben viele liebe Men-
schen, ebenso in China. Das muss 
uns Verantwortung sein.  

Bernhard Hohmann 
Fulda

Zum Interview „Die militäri-
sche Reaktion ist unverzicht-
bar“ mit Dr. Christoph Quarch 
(4. Juni, Seiten 6 und 7).

Lösung nur am 
Verhandlungstisch
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D
ie bösen Ölkonzerne 
mal wieder. Nutzen den 
Tankrabatt der Bundes-
regierung in Höhe von 
35 Cent bei Benzin und 

17 Cent bei Diesel, um Kasse zu 
machen. So zumindest lautet das 
Narrativ, das vor allem Politiker der 
SPD, Grünen und Linken verbrei-
ten. Die fordern nun aber nicht et-
wa eine weitere Senkung der Steu-
ern auf Sprit, sondern eine „Über-
gewinnsteuer“ für die „Abzocker“.  

Da stellt sich natürlich zunächst 
einmal die ganz praktische Frage, 
wie ein „Übergewinn“ überhaupt 
ermittelt werden soll – vor dem 
Hintergrund eines globalisierten 
Ölgeschäfts, das auch in Friedens-
zeiten schon hochdynamisch ist. 
So dynamisch, dass Experten vor 
der Senkung der Energiesteuer ge-
warnt hatten, diese könne weitge-
hend verpuffen. Was die Bundesre-
gierung freilich nicht von ihrer 
Symbolpolitik in Reinform abhielt.  

Denn genau darum handelt es 
sich, wenn Sozialdemokraten und 
vor allem Grüne über hohe Sprit-
preise jammern. Wie war das doch 
gleich? Sollten nicht fossile Kraft-
stoffe – des Klimas wegen und poli-
tisch gewollt – immer teurer und 
damit unattraktiver werden? 
Schwant denn wirklich nieman-
dem, dass das Ende der Fahnen-
stange beim Spritpreis noch lange 
nicht erreicht ist? Bis 2025 wird die 

CO -Steuer Jahr für Jahr steigen, 
von derzeit ca. 8,4 Cent pro Liter 
Benzin und ca. 9,5 Cent pro Liter 
Diesel bis auf ca. 15 und 17 Cent.  

Bevor der Tankrabatt kam, 
machten nach Angaben der Tank-
stellenkette Aral die Abgaben für 
Mehrwertsteuer, Ökosteuer, Ener-
giesteuer und Erdölbevorratungs-
abgabe insgesamt 47 Prozent des 
Preises an der Zapfsäule aus. Die 
Politik hätte es also in der Hand, 
die Spritpreise fast zu halbieren – 
was natürlich in puncto Klima -
schutz mehr als fragwürdig wäre.  

Doch es gibt Staaten, da wird 
Sprit nicht nur nicht besteuert, 
sondern sogar subventioniert. 
Volltanken für drei bis vier Euro? 
In Venezuela kein Problem, ebenso 
in Libyen oder dem Iran. Sicher 
sind das Extreme, aber auch in In-
dien etwa ist der Liter Benzin laut 
GlobalPetrolPrices.com für mode-
rate 1,25 Euro zu haben – was die 
Bundesregierung nicht daran hin-
derte, der Atommacht und Raum-
fahrtnation Anfang Mai zehn Mil-
liarden Euro für eine „grüne und 
nachhaltige Entwicklung“ zuzusa-
gen – ein gutes Viertel der 37,1 Mil-
liarden Euro also, die der deutsche 
Fiskus 2021 mit der Energiesteuer 
eingenommen hat. Kein Wunder, 
dass bei so viel Spaß am Verschen-
ken von Steuergeld neue Einnah-
mequellen gesucht werden. Und 
wer mag schon „Kriegsgewinnler“?

Den Tankrabatt und Forderungen 
nach einer Übergewinnsteuer 
kommentiert Manfred Schermer

Symbolpolitik  
in Reinform
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Die TED–Telefonnummern für die aktuelle Umfrage von Seite 1 lauten: 
für Ja: 01379 79 00 81, für Nein: 01379 79 00 82 
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17,7 %Ja
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Die EU möchte, dass ab dem Jahr 2035 keine neuen Autos mehr 
mit Verbrennermotoren zugelassen werden.

Halten Sie das  
Verbrenner-Verbot für richtig?

Insgesamt 937 Teilnehmer (Auflösung der Frage vom Freitag, 
Ergebnis nicht repräsentativ)
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